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Antrag 153/1/2020

Jusos LDK

Der Landesparteitag moge beschlieRen:
Der Bundesparteitag mége beschlieBen:

Die Amtszeit MaaRen aufkldren
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Die Bundestagsfraktion wird aufgefordert, einen Untersu-
chungsausschuss einzusetzen, der aufklaren soll, ob und
wie Hans-Georg Maal3en als Prasident des Bundesamtes
fiir Verfassungsschutz rechten Organisationen Vorschub
geleistet hat. Des Weiteren soll der Untersuchungsaus-
schuss klaren, in wiefern seine Handlungen die grund-
satzliche Arbeit des Verfassungsschutzes wahrend seiner
Amtszeit beeinflusst haben und welche dieser Strukturen
heute noch bestehen. Ziel ist es, aus diesen Untersuchun-
gen konkrete politische Forderungen zur Zukunft des Bun-
desamtes fiir Verfassungsschutz resultieren zu lassen.

Von August 2012 bis November 2018 war Hans-Georg
MaaRen Prasident des Bundesamtes fiir Verfassungs-
schutz. Damit war er 6 Jahre lang Leiter einer Behorde,
deren Auftrag es einerseits ist, die Wehrhaftigkeit unse-
rer Demokratie zu erhalten und Sicherheitsrisiken aufzu-
decken, indem sie Informationen liber verfassungsfeind-
liche Gruppierungen sammelt, die andererseits aber tber
Kompetenzen verfiigt, mit denen sie massiv in die Grund-
rechte von Biirger*innen eingreifen kann. Sein Verhalten
vor, wahrend und nach seiner Amtszeit lasst darauf schlie-
Ren, dass Hans-Georg Maal3en weder die gebotene politi-
sche Neutralitat noch die Grundrechtssensibilitat besitzt,
die dieses gleichermalRen machtige wie gefahrliche Amt
erfordert. Seine gesamte Karriere zeigt, dass er ein aus-
gepragtes rechtes Weltbild hat und nicht davor zurtick-
schreckt, seine Entscheidungen als Beamter zulasten von
Burger*innen und der liberalen Demokratie aufgrund die-
ses Weltbildes zu fillen. Hans-Georg MaaRen verhilt sich
in der Offentlichkeit, insbesondere seitdem er sein Amt
nicht mehr innehat, auf eine Weise, die es sehr wahr-
scheinlich macht, dass auch seine Amtsfiihrung durch sei-
ne politischen (rechten) Ansichten beeinflusst wurde. In
Anbetracht der Versdumnisse des Bundesamtes fiir Ver-
fassungsschutz in Bezug auf rechtsterroristische Strafta-
ten, in deren Folge etliche Mitblirger*innen zu Schaden
gekommen sind, ist die Aufarbeitung der Amtszeit von
Hans-Georg Maal%en sehr nétig.

Seiner Promotionsschrift “Die Rechtsstellung des Asylbe-
werbers im Volkerrecht” wird in einer Rezension der ehe-
maligen Verfassungsrichterin Libbe-Wolff vorgeworfen,
einseitig bei der Quellenbewertung vorzugehen und sich
alle erdenklichen Szenarien zu lberlegen, in denen Zu-
wanderung eine Bedrohung darstellen kdnnte. 2002 ver-
trat er in einem Gutachten fiir das Bundesinnenministe-
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48 rium die Auffassung, Murat Kurnaz, der lber 4 Jahre in
49 Guantanamo festgehalten wurde, sei nicht nach Deutsch-
50 land zuriickzuholen. Sein Aufenthaltsrecht sei verfallen,
51 daersich fiir mehr als sechs Monate nicht in Deutschland
52 aufgehalten hatte.

53

54 Dieser Rechtsauffassung wurde spater vom Verfassungs-
55 gericht Bremen widersprochen. Dieses Gutachten ist ein
56 erstes Indiz dafiir, dass MaaBens rechte Gesinnung sein
57 Verhalten als Beamter beeinflusst haben konnte.

58

59 Seine mangelnde Sensibilitat fiir Grundrechte wurde 2015
60 besonders deutlich, als er dafiir sorgte, dass ein Ermitt-
61 lungsverfahren wegen Landesverrats gegen zwei Blogger
62 von netzpolitik.org durch den damaligen Generalbundes-
63 anwalt eingeleitet wurde. Er bestreitet zwar, das Verfah-
64 ren gezielt gegen Journalisten angestrengt zu haben, die-
65 se Aussage ist aber nicht glaubwiirdig, da es eindeutige
66 Hinweise gibt, die das Gegenteil belege. Auch seine an-
67 haltende, mit Verschworungstheorien untermauerte Kri-
68 tik an Edward Snowden sind ein Beleg fiir seine Unfahig-
69 keit, den Stellenwert von Grundrechten in einer liberalen
70 Demokratie zu erkennen. In etwa zur selben Zeit fiihr-
71 te MaaRen Gesprache mit flihrenden AfD-Politiker*innen.
72 Inhalt dieser Gesprache war hochstwahrscheinlich die
73 Frage, wie die AfD eine Beobachtung durch den Verfas-
74 sungsschutz verhindern konnte. Der genaue Inhalt der
75 Gespracheist nicht aufgeklart, es gibt aber starke Indizien,
76 wie geleakte Chatprotokolle von AfD-Funktionar*innen,
77 die auf eine Sympathie MaaRens fiir die AfD hinweisen.
78  Ein weiteres Indiz fiir MaaRBens mangelhaftes Demokra-
79 tieverstandnisist, dass er nachweislich den Bundestag be-
80 logen hat, als mit einer kleinen Anfrage abgefragt wurde,
81 obdasBundesamt fiir Verfassungsschutz V-Leute im Um-
82 feld des Attentaters Anis Amri hatte.

83

84 Gemeinhin bekannt und letztlich der Grund fiir seine
85 Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ist MaaRRens
86 Versuch aus dem Jahr 2018 Angriffe auf ausldndisch-
87 aussehende Menschen in Chemnitz als gezielte Desinfor-
88 mationskampagne zu diskreditieren, wobei er auf rechte
89 Narrative bediente.

90

91 Nach dem Ende seiner Amtszeit ist Maallen immer wie-
92 der mit rechtspopulistischen AuRerungen aufgefallen.
93 So diskreditiert er Medien und bezeichnet solche die
94 ihm genehm sind als “West-fernsehen”. Auf Twitter teil-
95 te er auch Beitrdge der rechtspopulistischen Plattform
96 “Journalisten- Watch”.

97

98 In einer Markus Lanz-Sendung vom 18.12.2019 sagte
99 Maalen, Menschen die Asylunterkiinfte angreifen sei-
100 en keine “Rechtsextremisten” sondern stammen aus der
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101 birgerlichen Mitte. Aufgrund der Geschichte des Verfas-
102 sungsschutzes und der Verstrickung in die NSU-Morde
103 ist hier besondere Vorsicht geboten. Die Abschaffung des
104 Verfassungsschutzes ist bereits seit 2013 erklartes Ziel der
105 Jusos Berlin. Der Skandal um MaaRen kniipft hieran an.
106 Das gefahrliche Extremismus-Dogma zeigt hier seine Na-
107 he zu rechten Einstellungen und Parteien. Im Marz 2019
108 rief er tber Twitter indirekt dazu auf, im Thiiringischen
109 Landtag den AfD-Kandidaten Hocke zum Ministerprasi-
110 denten zu wahlen um den , SED-Kandidaten Ramelow" zu
111 verhindern.

112

113 All diese Umstdnde ergeben zusammengenommen das
114 Bild, dass Hans-Georg MaalRen durchaus Sympathie fiir
115 rechtsradikales Gedankengut hegt und nicht auszuschlie-
116 Renist, dass er seine Macht als Prasident des BfV genutzt
117 hat, um rechten Strukturen Vorschub zu leisten. Jeden-
118 falls scheint er nicht erfolgreich darin gewesen zu sein,
119 gegen diese vorzugehen. Daraus folgt, dass es im offentli-
120 chen Interesse liegt, aufzuklaren, wie sich MaalRens Welt-
121 bild auf die Arbeit der Sicherheitsbehérde ausgewirkt hat
122 und ob er durch sein Verhalten die Gefahr rechter Strafta-
123 ten erhoht hat. Doch die Aufklarung der Prasidentschaft
124 Maalen darf sich nicht nur an der Personalie MaafRen ori-
125 entieren. Es miissen auch mégliche hinterlassene Struk-
126 turen innerhalb des Verfassungsschutzes uberpriift und
127 wenn nétig, beseitigt werden. Insgesamt haben diese und
128 viele weitere Vorfalle uns Jusos bereits in der Vergangen-
129 heit zur Uberzeugung gebracht, die Abschaffung des Bun-
130 desamts fiir Verfassungsschutz zu fordern. Die bisheri-
131 ge Aufklarungsarbeit hat uns nicht davon iiberzeugt, von
132 dieser Forderung abzuweichen. AufRerdem sind ehemali-
133 ge Mitarbeiter*innen MaaRens, die moglicherweise noch
134 beim Verfassungsschutz tatig sind eingehend zu priifen.




	Antrag 153/I/2020 Die Amtszeit Maaßen aufklären

